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Vorblatt 


4. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Sätze der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
sind letztmals zum 1. Juni 1970 angehoben worden. Sie sind 
durch die zwischenzeitliche wirtschaftliche Entwicklung und 
Verbesserung in anderen Sozialbereichen anpassungsbedürftig 
geworden. 


B. Lösung 

Der Satz der Unterhaltshilfe soll ab 1. Januar 1972 für den 
Berechtigten um 20 DM monatlich, der Ehegattenzuschlag um 
15 DM monatlich angehoben werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hält stärkere Anhebung für erforderlich. 


D. Kosten 

Der Regierungsentwurf führt zu einer Mehrbelastung des Bun- 
deshaushalts im Zeitraum des Finanzplans bis 1975, und zwar 

für 1972 = 12,1 Millionen DM 
für 1973 = 11,3 Millionen DM 
für 1974 = 10,5 Millionen DM 
für 1975 = 9,7 Millionen DM. 

Diese Mehrbelastung ist im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
für 1972 und im Finanzplan bis 1975 berücksichtigt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Februar 1972 

1/4 (IV/4) — 533 26 — Un 2/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anpassung 
der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

(4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz 
— 4. UAG) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Innern und 
für Wirtschaft und Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 374. Sitzung am 3. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

(4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 4. UAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleicbsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Vier- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I S. . . .)r 

wird wie folgt geändert: 

1 . In § 267 Abs. 1 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „235" 

durch die Zahl „255", 

b) in Satz 2 die Zahl „155" 

durch die Zahl „170" 

unid die Zahl „80" 

durch die Zahl „87", 

c) in Satz 6 die Zahl „40" 

durch die Zahl „55". 


2. In § 269 wird ersetzt 

a) in Absatz 1 die Zahl „235" 

durch die Zahl „255", 

b) in Absatz 2 die Zahl „155" 

durch die Zahl „170" 

und die Zahl „80" 

durch die Zahl „87". 


3. In § 274 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz wird die 
Zahl „210" ersetzt durch die Zahl „240". 


4. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „130" ersetzt durch 
die Zahl „141". 


die Zahl „55" 

durch die Zahl „59" und 

die Zahl „35" 

durch die Zahl „37", 

b) in Satz 5 die Zahl „93" 

durch die Zahl „102". 


6. 


In § 279 Abs. 1 
die Zahl „520' 


die Zahl „230 
die Zahl „88^ 
die Zahl „195 
die Zahl „750 
die Zahl „310 
die Zahl „285 
die Zahl „139 


wird ersetzt 
durch die Zahl 
durch die Zahl 
durch die Zahl 
durch die Zahl 
durch die Zahl 
' durch die Zahl 
durch die Zahl 
' durch die Zahl 


.540", 
.245", 
„95", 
„206", 
„770", 
„321", 
„300" und 
„146". 


7. In § 292 wird ersetzt 

a) in Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 Satz 2 und Ab- 
satz 4 Nr. 1 jeweils die Zahl „93" durch die 
Zahl „102", 

b) im vorletzten Satz des Absatzes 4 

die Zahl „35" durch die Zahl „38", 

die Zahl „60" durch die Zahl „66" und 

die Zahl „12" durch die Zahl „13". 


§ 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


5. In § 276 Abs. 4 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „75" 

durch die Zahl „81", 


§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Begründung 


I. Im allgemeinen 

Die Untcrhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
stellt für zur Zeit noch rund 440 000 Berechtigte eine 
Mindestversorgung dar. Sie muß deshalb laufend in 
angemessenem Umfang sowohl der Entwicklung in 
anderen Sozialbereichen als auch der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt werden. Der 
Gesetzgeber hat deshalb bisher in wechselndem 
Turnus entweder für Unterhaltshilfeempfänger, die 
zugleich Bezieher von Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind, die Freibeträge für diese 
Renten angehoben oder für alle Unterhaltshilfeemp- 
fänger die Sätze der Unterhaltshilfe erhöht. Zuletzt 
wurden durch das 2. Unterhaltshilfe-Anpassungs- 
gesetz mit Wirkung vom 1. Juni 1970 die Sätze der 
Unterhaltshilfe und durch das 3. Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetz vom 1. Juni 1971 ab die Freibe- 
träge für Sozialversicherungsrenten angehoben. Da- 
mit steht für das Jahr 1972 wiederum eine Erhöhung 
der Unterhaltshilfesätze an, die sicherstellen soll, 
daß die Rentenverbesserungen durch das Vierzehnte 
Rentenanpassungsgesetz in durchschnittlicher Höhe 
an die Unterhaltshilfeempfänger weitergegeben 
werden und gleichzeitig auch der wirtschaftlichen 
Entwicklung — vor allem auch im Bereich der Ver- 
braucherpreise — im vergangenen und im laufenden 
Jahr Rechnung getragen wird. 

Im Hinblick darauf, daß das Vierzehnte Renten- 
anpassungsgesetz erstmals eine Anrechnungsbe- 
freiung der Rentenerhöhungsbeträge bei der Unter- 
haltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz nicht 
mehr vorsieht, soll auch die vorgeschlagene Unter- 
haltshilfeerhöhung schon zum 1. Januar 1972 wirk- 
sam werden. 

Mit der Erhöhung der Unterhaltshilfesätze werden 
Folgemaßnahmen in anderen Bereichen der Unter- 
haltshilfe und auch beim Einkommenshöchstbetrag 
der Entschädigungsrente notwendig, vor allem, da- 
mit die Unterhaltshilfeverbesserungen auch auf 
Empfänger von Entschädigungsrente durchschlagen. 
Daneben wird für einen beschränkten Personenkreis 
noch eine Anhebung der Pflegezulage für notwendig 
gehalten. 

Die jährlichen Mehrausgaben sind für 1972 mit ins- 
gesamt etwa 73 Millionen DM, für 1973 mit etwa 
68 Millionen DM, für 1974 mit etwa 63 Millionen 
DM und für 1975 mit etwa 58 Millionen DM zu ver- 
anschlagen. Sie sind vom Ausgleichsfonds zur 
Hälfte, von den Ländern zu einem Drittel und vom 
Bundeshaushalt zu einem Sechstel zu tragen. Die 
jährliche Mehrbelastung des Bundeshaushalts in 
diesem Zeitraum beträgt 

für 1792 12,1 Millionen DM 

für 1973 11,3 Millionen DM 

für 1974 10,5 Millionen DM 

für 1975 9,7 Millionen DM. 


Diese Mehrbelastung ist im Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans für 1972 und im Finanzplan 1971 bis 
1975 berücksichtigt. 

Die Mehrausgaben wirken konsumausweitend und 
damit tendenziell preiserhöhend. Im Hinblick auf 
den Gesamtumfang des Privaten Verbrauchs sind 
meßbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
allgemeine Preisniveau jedoch nicht zu erwarten. 

Die vom Bundesrat anläßlich des 3. Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetzes im ersten Durchgang für 1971 
erbetene Prüfung, ob nicht eine Dynamisierung der 
Unterhaltshilfe vorgeschlagen werden könne, wird 
— entsprechend der Gegenäußerung der Bundes- 
regierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
(Drucksache Vl/1697) — bei der Vorbereitung des 
Entwurfs einer 25. Novelle zum LAG vorgenommen 
werden. Unbeschadet des Ergebnisses dieser Prü- 
fung muß für 1972 die Unterhaltshilfe nochmals nach 
der bisherigen Methode angepaßt werden, da eine 
Dynamisierung schon für dieses Jahr, nachdem 1971 
nur die Freibeträge angehoben werden, nur zu unzu- 
länglichen Erhöhungsbeträgen führen würde. Die 
vorgeschlagene Anhebung der Sätze der Unterhalts- 
hilfe ab 1. Januar 1972 präjudiziert daher die Frage 
der Dynamisierung nicht. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 Nr. 1 und 2 (§§ 267, 269 LAG) 

Eine Erhöhung der Unterhaltshilfesätze um monat- 
lich 20 DM für den Berechtigten, 15 DM für den Ehe- 
gatten und 7 DM je Kind berücksichtigt auch für 
die Unterhaltshilfeempfänger, die keine Sozialver- 
sicherungsrenten beziehen, einerseits die Renten- 
verbesserungen durch das Dreizehnte und Vier- 
zehnte Rentenanpassungsgesetz und andererseits 
die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, insbe- 
sondere die Preisentwicklung im vergangenen und 
im laufenden Jahr seit der letzten Unterhaltshilfe- 
erhöhung zum 1. Juni 1970; sie liegt in ihrem Um- 
fang im Rahmen der bisherigen Erhöhungen. Eine 
Anhebung der Pflegezulage erscheint angesichts der 
Höhe vergleichbarer Leistungen in anderen Sozial- 
bereichen unabweisbar und in einem Umfang an- 
gemessen, der die vorgeschlagene Erhöhung der 
Unterhaltshilfe und darüber hinaus den Umstand 
berücksichtigt, daß die Pflegezulage seit Jahren nicht 
angehoben wurde. 

Zu § 1 Nr. 3 (§ 274 LAG) 

Die vorgeschlagene Erhöhung ist erforderlich, um 
die Leistungen an Empfänger von Rentner-Unter- 
haltshilfe im gleichen Ausmaß wie die Sätze der 
Unterhaltshilfe selbst zu verbessern. 
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Zu § 1 Nr. 4 (§ 275 LAG) 

Die hier vorgesehene Erhöhung des Satzes der 
Unterhaltshilfe für Vollwaisen entspricht in ihrem 
Ausmaß der Anhebung der Unterhaltshilfesätze in 
§ 269 LAG. 

Zu § 1 Nr. 5 {§ 276 Abs. 4 LAG) 

Die Änderungen sind zur Anpassung an die voraus- 
gehenden Vorschriften notwendig. 

Zu § 1 Nr. 6 (§ 279 LAG) 

Eine Erhöhung des Einkommenshöchstbetrages der 
Entschädigungsrente mit den gleichen Beträgen, um 
die die Sätze der Unterhaltshilfe angehoben werden 
sollen, ist wegen derjenigen Fälle angezeigt, in 
denen Entschädigungsrente neben Unterhaltshilfe 
gewährt wird, damit die Erhöhung der Unterhalts- 
hilfe in diesen Fällen uneingeschränkt durchschlägt. 
Diese Verbesserung kommt auch den Empfängern 
von Entschädigungsrente allein zugute, die damit 


diese Leistung auch bei höheren Eigeneinkünften 
erhalten können. 


Zu § 1 Nr. 7 (§ 292 LAG) 

Die Änderungen in Buchstabe a dienen der Anpas- 
sung an § 1 Nr. 3 (§ 274 LAG). Die Erhöhung der 
Taschengeldsätze für Anstalts- oder Heiminsassen 
nach Buchstabe b soll bewirken, daß auch dieser 
Personenkreis teilweise in den Genuß der verbes- 
serten Unterhaltshilfe gelangt. 


Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Die vorgeschlagenen Verbesserungen müssen vom 
1. Januar 1972 ab wirksam werden, weil von die- 
sem Zeitpunkt ab, nach Fortfall der Freistellungs- 
regelung im Verhältnis zur Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz in der Rentenversicherung 
selbst, die Rentenerhöhungen nach dem Vierzehnten 
Renten-Anpassungsgesetz auf die Unterhaltshilfe 
anzurechnen sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 


Übertrag 


490,90 DM 


„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Wie die bisherigen Änderungsgesetze zum La- 
stenausgleichsgesetz bedarf auch das im Entwurf 
vorliegende Änderungsgesetz nach der vom Bun- 
desrat ständig vertretenen Rechtsauffassung sei- 
ner Zustimmung. 


2. Die Erhöhung der Unterhaltshilfesätze in dem im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Umfang ist nicht 
ausreichend. Die Unterhaltshilfesätze lagen in der 
Vergangenheit immer um ca. 20 Vo über den 
Sozialhilfesätzen. Das war vom Gesetzgeber auch 
so beabsichtigt (vgl. die Ausführungen des dama- 
ligen Bundestagsabgeordneten Dr. Rutschke in 
der 7. Sitzung des Bundestagsausschusses für 
Lastenausgleich am 5. November 1958, Kurzpro- 
tokoll S. 77 unten). Seit einiger Zeit sind sie 
erheblich hinter den Regelsätzen nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz zurückgeblieben. 

Wenn man berücksichtigt, daß nahezu alle Un- 
terhaltshilfeempfänger einen Mehrbedarf nach 
§ 23 BSHG in Höhe von 30 Vo des maßgebenden 
Regelsatzes geltend machen können, da sie ent- 
weder erwerbsunfähig sind oder das 65. Lebens- 
jahr vollendet haben, so ergibt sich folgender 
Vergleich: 


Regelsatz für einen Alleinstehen- 
den 

Mehrbedarf 30 Vo 

Miete nach Abzug des Wohngel- 
des bei einer Monatsmiete von 
80,— DM 


Demgegenüber sieht der Regie- 
rungsentwurf nur Unterhaltshilfe 
von 

vor. Differenz 

Bei einem Ehepaar erhöht sich die 
Differenz wie folgt: 

Regelsatz für den Haushaltsvor- 
stand 

Regelsatz für den Ehegatten 

Mehrbedarf 30 ®/o 

Miete nach Abzug des Wohngel- 
des bei einer Monatsmiete von 
100,— DM 


185,— 

DM 

55,50 

DM 

39,— 

DM 

279,50 

DM. 

255,— 

DM 

24,50 

DM. 

185,— 

DM 

148,— 

DM 

99,90 

DM 

58,— 

DM 

490,90 

DM. 


Demgegenüber Unter- 
haltshilfe nach dem Re- 
gierungsentwurf 255, — DM 

170,— DM 425,— DM 

Differenz 65,90 DM. 

Die Differenz zwischen der Unterhaltshilfe und 

den Leistungen nach dem BSHG vergrößert sich 

noch beträchtlich, wenn die Unterhaltshilfeemp- 
fänger pflegebedürftig sind. Der Pflegezulage 
von 150 DM für jede pflegebedürftige Person 
nach § 69 Abs. 3 BSHG steht die erhöhte Pflege- 
zulage von 105 DM nach § 267 Abs. 1 LAG so- 
wohl für Alleinstehende als auch für ein pflege- 
bedürftiges Ehepaar gegenüber. 

Damit werden die Unterhaltshilfeempfänger, für 
die die Unterhaltshilfe eine Mindestversorgung 
darstellen soll, an die kommunalen Sozialämter 
verwiesen, um ihren notwendigen Lebensbedarf 
zu sichern. Wegen der unzureichenden Unter- 
haltshilfeleistungen werden also die Kommunen 
als Träger der örtlichen Sozialhilfe mit Kosten 
belastet, für die Bund und Länder einzutreten 
hätten. Es kann nicht Aufgabe der Träger der 
Sozialhilfe sein, an die Stelle des Bundes und 
der Länder zu treten, um Leistungsverpflichtun- 
gen an einen Personenkreis — im Bundesgebiet 
50 000 bis 60 000 Personen — zu übernehmen, 
der nach dem Sinn des Lastenausgleichsgesetzes 
gerade nicht unter die Empfänger von Sozialhilfe 
fallen sollte. 

Die Unterhaltshilfesätze müßten daher erheblich 
angehoben werden. 

Bund und Länder würden nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet werden. Soweit die Länder Trä- 
ger der überörtlichen Sozialhilfe sind, erfahren 
sie sogar eine Entlastung. Allerdings müßten 
Bund und Länder zunächst auf Einsparungen 
verzichten, die sich aus der voraussichtlichen 
Minderung bei der Zahl der Berechtigten er- 
geben. Nach den Schätzungen des Bundesaus- 
gleichsamtes würde unter Berücksichtigung der 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Leistungsver- 
besserungen im Jahre 1972 eine Einsparung von 
ca. 7 Millionen DM zu erwarten sein, die in 
Höhe von 3,5 Millionen DM dem Ausgleichs- 
fonds, in Höhe von 1,167 Millionen DM dem 
Bund und in Höhe von 2,333 Millionen DM den 
Ländern zugute kommen würde. Die den Betrag 
von 1,3 Mrd. DM übersteigenden Kosten fallen 
allein dem Lastenausgleichsfonds zur Last. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Eingangsworte) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet ha- 
ben. Derartige Vorschriften sind durch den vorlie- 
genden Entwurf nicht betroffen. 

Zu 2. (Entschließung) 

Der Auffassung des Bundesrates, die Sätze der Un- 
terhaltshilfe müßten erheblich stärker angehoben 
werden, kann sich die Bundesregierung in dieser 
Allgemeinheit nicht anschließen. Es sollte jedoch 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft wer- 
den, ob es möglich ist, die Unterhaltshilfe für die- 
jenigen Berechtigten, die zu ihrem Lebensunterhalt 
allein auf die eigentlichen Unterhaltshilfesätze an- 
gewiesen sind, zu verbessern. 

Begründung 

In den Anfangsjahren des Lastenausgleichs wurden 
bei der Bemessung der Sätze der Unterhaltshilfe im 
Vergleich mit anderen Sozialbereichen die Regel- 
leistungen der öffentlichen Fürsorge (später Sozial- 
hilfe) besonders gewichtet. In späteren Jahren je- 
doch, mindestens seit dem Vierzehnten Gesetz zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (1961), 
haben Bundesregierung und Gesetzgeber in erster 
Linie die durchschnittlichen Verbesserungen aus 
den Anpassungsgesetzen der Rentenversicherung 
als maßgebend für weitere Anhebungen der Unter- 
haltshilfe angesehen. Die ursprüngliche Absicht des 
Gesetzgebers, die Unterhaltshilfesätze um etwa 
20 V. H. über den Regelsätzen der Sozialhilfe zu hal- 
ten, ist seitdem in den Hintergrund getreten. In An- 
betracht dieser Entwicklung erscheint es verfehlt, 
nunmehr wieder auf eine bestimmte Relation zwi- 
schen Unterhaltshilfe und Sozialhilfe abzustellen, 
zumal sich die in den einzelnen Ländern unterschied- 
lichen Regelsätze der Sozialhilfe kaum als Ver- 
gleichsmaßstab für die im Bundesgebiet einheitlichen 
Sätze der Unterhaltshilfe eignen. Im übrigen könnte 
ein solcher Vergleich auch nicht, wie es in der Ent- 
schließung des Bundesrates geschieht, auf die bloßen 
Sätze der Unterhaltshilfe bezogen werden, weil 
diese nur noch bei etwa einem Zehntel der Berech- 
tigten die tatsächlichen Leistungen an Unterhalts- 
hilfe wiedergeben. Die große Masse der Unterhalts- 


hilfeempfänger erhält wesentlich höhere Leistungen. 
So wird an rund 60 v. H. der Berechtigten ein 
Selbständigenzuschlag zur Unterhaltshilfe von mo- 
natlich 55 bis 115 DM gezahlt; unter den verheirate- 
ten Berechtigten, für die in der Entschließung des 
Bundesrates ein besonders ungünstiger Vergleich 
angestellt wird, beträgt der Anteil der Empfänger 
von Selbständigenzuschlag sogar mehr als 80 v. H. 
mit einem Zuschlagsbetrag von 85 bis 175 DM mo- 
natlich. Außerdem verfügen rund zwei Drittel der 
Berechtigten, die gleichzeitig Renten aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und vergleichbare 
sonstige Versorgungsbezüge haben, deshalb über 
wesentlich höhere Gesamteinkünfte, weil ihnen an- 
rechnungsfreie Beträge belassen werden (bei der 
Versichertenrente 87 DM, bei der Witwen- oder 
Witwerrente 64 DM monatlich). Weitere rund 
7,5 V. H. der Berechtigten, die Elternrente bezie- 
hen, erhalten Freibeträge von monatlich 53 DM beim 
Alleinstehenden und 78 DM bei Verheirateten. Da 
sich die Zuschläge und Freibeträge teilweise kumu- 
lieren, können sich im Einzelfall noch weit höhere 
Leistungen ergeben. Auch in den Anfangs) ahren 
wurde deshalb dem Vergleich mit der öffentlichen 
Fürsorge bzw. Sozialhilfe nicht der jeweilige Satz 
der Unterhaltshilfe, sondern das gewogene Mittel 
aus den Gesamteinkünften der verschiedenen Grup- 
pen von Unterhaltshilfeempfängern zugrunde ge- 
legt. Damit war auch damals keineswegs ausge- 
schlossen, daß diejenigen Unterhaltshilfeempfänger, 
die allein auf diese Leistung angewiesen waren, 
mit ihren Einkünften unter den seinerzeitigen Lei- 
stungen der öffentlichen Fürsorge bzw. Sozialhilfe 
lagen. 

Unter diesen Umständen liegen die Gesamtbezüge 
der Unterhaltshilfeempfänger im Durchschnitt nicht 
unter, sondern beträchtlich über den Leistungen, die 
sie nach den Bestimmungen der Sozialhilfe erhalten 
könnten. Andererseits läßt sich aber auch nicht 
übersehen, daß für einen kleinen Personenkreis der 
Unterhaltshilfeempfänger, nämlich für das Zehntel, 
das auf die bloßen Sätze der Unterhaltshilfe ange- 
wiesen ist, diese Sätze die Leistungen der Sozial- 
hilfe nicht erreichen. Die Überlegungen im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren sollten sich deshalb darauf 
erstrecken, wie diesem Personenkreis wirksam ge- 
holfen werden kann. Dagegen erscheint es nicht an- 
gängig, die Bezüge aller Unterhaltshilfeempfänger 
über das Ausmaß anzuheben, das durch die Anpas- 
sung in der Rentenversicherung vorgezeichnet ist. 

Auch der Auffassung des Bundesrates, durch eine 
stärkere Anhebung der Sätze der Unterhaltshilfe 
würden Bund und Länder nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet, kann nicht gefolgt werden. Bund 
und Länder sind an den Aufwendungen für Unter- 
haltshilfe nach § 6 Abs. 4 LAG unmittelbar betei- 
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ligt, soweit die Aufwendungen für diese Leistung 
1300 Millionen DM jährlich nicht überschreiten. 
Mehrleistungen über diesen Grenzbetrag hinaus 
müßte zwar zunächst der Ausgleichsfonds tragen, sie 
würden aber, da der Ausgleichsfonds schon jetzt mit 
einem Defizit in Milliardenhöhe rechnen muß, im 
Endergebnis nach § 6 Abs. 3 Satz 5 LAG dem Bund 
zur Last fallen. Um welche Größenordnung es sich 
dabei handelt, ergibt sich daraus, daß eine zusätz- 
liche Anhebung der Sätze der Unterhaltshilfe um 
25 DM monatlich für den Berechtigten, um 41 DM 
monatlich für den Ehegatten und um 45 DM monat- 
lich bei der Pflegezulage (diese Beträge ergeben sich 


aus den Vergleichszahlen in der Entschließung des 
Bundesrates und müßten bei Zugrundelegung der 
Regelsätze etwa für Baden-Württemberg oder Nord- 
rhein-Westfalen noch höher liegen) allein im Zeit- 
raum des Finanzplans bis 1975 zu folgenden Mehr- 
aufwendungen an Unterhaltshilfe über den Regie- 
rungsentwurf hinaus führen würde; 


für 

1972 


174,0 

Millionen 

DM 

für 

1973 


162,5 

Millionen 

DM 

für 

1974 

+ 

151,0 

Millionen 

DM 

für 

1975 

+ 

139,5 

Millionen 

DM, 
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